Mittwoch den 25. Oktober. i ! 


Inland. 

Berlin, den 23. Okt. Se. Maj. der König haben Allergnädigſt geruht: 

Dem Kaſtellan des Schloſſes Monbijou, Maaß, den Rothen Adler-Orden vier, 

ter Klaſſe; und den bei dem hieſigen Landgerichte angeſtellten Kammergerichts⸗ 
Aſſeſſor Schur zum Rath bei dieſem Gerichte zu ernennen. 


Berlin, den 21. Oktober. Das hieſige franzöſiſche Theater 
hatte unter der neuen von der Königl. Intendantur ganz unabhängigen Ver⸗ 
waltung ſeine Vorſtellungen in der Mitte dieſes Monats beginnen wollen. Es 
hatte nur die eine Bedingung geſtellt, daß ſich eine ſolche Anzahl von Abonnen- 
ten inzwiſchen meldete, daß die Exiſtenz der Truppe dadurch wenigſtens einiger⸗ 
maßen geſichert ſchien. Leider hat ſich eine ſolche Anzahl nicht gefunden, es find 
trog der wohlfeileren Preiſe nicht die Hälfte der früheren Meldungen eingegan⸗ 
gen; es fehlen noch die großen und reichen Familien, es fehlen die reichen Of⸗ 
ſbiorc en fehle noch der Hof, Berlin hat feinen Glanz noch nicht wieder. Die 
franzoͤſtſche Truppe verzweifelt aber bei ſolchen Ausſichten beſtehen zu können 
und hat jest den Eniſchluß aufgegeben, auf eigene Rechnung das Schauſpiel 
dieſen Winter zu führen. Wie ſchmerzlich dies für Verlin iſt, wie ſehr es aus 
ganz verſchiedenen Gründen zu bedauern iſt, habe ich neulich ſchon auseinander 
geſezt. Geſtern Abend nahm die Truppe Abſchied. Der König hatte ihr eine 
Vorſtellung zum Benefiz der Geſellſchaft geſtattet. Auch bei dieſem letzten Auf⸗ 
Feten war der erſte Rang ſpärlich befegt, ſonſt waren die Räume faſt gefüllt. 
Der Abschied war rührend, beſonders als der Liebling des Publikums, Fran⸗ 
cis que, am Schluſſe der Vorſtellung die letzten Abſchiedsworte ſprach, worin 
ſich aufrichtiger Schmerz zu erkennen gab, daß er nach zwanzigjährigem 
Wirken auf hieſiger Bühne jetzt ſcheiden müſſe. Man rief Allen ein „Sier⸗ 
bleiben” zu, indeß muß dies wirkungslos verhallen, fo lange nicht die geſell⸗ 
ſchaſtlichen Zuſtände Berlins ſich ganz gefeſtigt haben, ſo daß für derartige 
Kunſigenüſſe die Möglichkeit wieder erwächſt. Charakteriſtiſch übrigens war die 
Wahl des legten Stückes, Les vieux peches.. Eine alte ſtolze Marquiſe hei⸗ 
rathet einen reich gewordenen Ballettänzer, alle ſocialen Bedenklichkeiten werden 
niederge ſchlagen durch die Schlußworte tous les hommes sont egaux. Die 
Mitglieder des franzoͤfiſchen Theaters ſchließen dadurch ihre hieſige Laufbahn 
mit Anerkennung der franzöfifhen Republik. Hal 

Berlin, den 22. Oktober. In der geſtrigen Sitzung des Bezirks⸗ 
Tentral⸗Vereins wurde ein Antrag verlangt, den Sicherheits-Aus⸗ 
ſchuß, der gar keine geſetzliche Grundlage habe, entweder aufzulöfen oder we⸗ 
nigſtens ſeine gegenwärligen Mitglieder durch Männer des allgemeinen Vertrauens 
zu erſetzen, da er durch die von ihm am vergangenen Montag beabſichtigte Her⸗ 
beizichung des Militairs das Vertrauen der Bürgerſchaft verloren habe. Es vers 
hält ſich damit folgendermaßen: Der Sicherheitsausſchuß, der aus drei Mitglie⸗ 
dern des Magifttais und ſechs Stadtverordneten beſieht, hat die alleinige Befug⸗ 
niß, in einem Falle der Noth, wo die Streitkräfte der Bürgerwehr nicht mehr 
ausreichen, das Einſchreiten des Militairs zu veranlaſſen. Es ift ihm dieſe Be⸗ 
ſugniß, die eigentlich nur der Geſammtheit der ſtädtiſchen Behörden zukommt, 
um deshalb gegeben, weil vorauszuſetzen iſt, daß in einem ſolchen Falle der Noth 
die Stadlräthe ſowohl wie die Stadtverordneten durch den Aufruhr phyſiſch kön⸗ 
nen gehindert ſeyn, in beſchlußfähiger Anzahl gerade im Augenblicke der Gefahr 
zu erſcheinen. Dieſer Sicherheitsausſchuß iſt aber am vorigen Montag auch 
nicht um einen Finger breit über feine Befugniſſe hinausgegangen. Er hat al⸗ 
lerdings den Betehl gegeben, daß zwei Bataillone Militair ins Schloß gezogen 
werden ſollten, aber erſt nachdem der Commandeur der Bürgerwehr, Rimpler, 
erklärt hatte, er bedürfe der im Schloſſe ſelbſt ſiehenden Bataillone Bürgerwehr, 
um an verſchiedenen Punkten der Stadt Verſtärkung eintreten zu laſſen. Das 
Militair ſolle nicht ſelbſt beim Kampfe betheiligt, ſondern nur im Schloſſe 
aufgeftellt werden. Kaum indeß war der Befehl des Sicherheitsausſchuſſes an 
das Militair abgegangen, jo traf auch die Nachricht ein, daß die Bürgerwehr 
gerade an den bedrohten Punkten durch ihre wirklich außerordentliche Ausdauer 
dürfe grbung Herr der Unordnung geworden und keiner Verſtärkung mehr be⸗ 

* bee wurde von dem Sicherheits ausſchuß dem requirirten Militair 
Gegen . a an dadurch wahrſcheinlich einem allgemeinen Blutbad vor⸗ 
gebeugt. 2 7 n ußtsanen, welches gegen den Sicherheitsausſchuß wegen ſei⸗ 
3 in Sonnabend ausgeſprochen worden, iſt ſomit ein gänzlich un⸗ 


Frankfurt a. M., den 18. Okt. 97. S 


den Reichs verſammlu ug. (Schluß.) Baſſermann von Mannheim fährt 
fort: Weit entfernt, gegen Jemand eine Anſchuldigung auszuſprechen, dürfe er die 
Thatſache ausſprechen, daß dieſelben Banden, welche Lichnowsky und v. Auers⸗ 
wald ermordet, Niemand anders zur Herrſchaft bringen gewollt hätten, als die 
fer: Seite des Hauſes; ihr habe man zu Worringen ein Hoch gebracht, in der⸗ 
5 ri: Verſammlung, in welcher man den Mördern ein Hurrah gerufen. Sympa⸗ 
Er fein auf Seite der Rohheit und Mordluſt, müßten über die Unrichtig⸗ 
a die Olagenen Weges belehren: der rechte Weg könne nur der ſein, auf 
ſel bie beste Beramatbieen ärnte von fittlicher, von patriotifcher Geſinnung. Das 
Lerſaſſung, welche die Beſten, die Edelſten aus Ruder bringe. Jetzt 
gelte es endlich zu unterſchei 1 ; N 
7 u Üben zwiſchen Recht und Unrecht. Die Freiheit verthei⸗ 
dige jetzt derjenige, welcher die N 5 5 
der verführten Maſſe wel Geſetze ſiaͤrkt, damit die Beſinnuung zurückkehre bei 
RE eine Revolution nothwendig und gerechtfertigt 

war, nun die zweite und eine immer fortwz jon fi i 
Gs fei hohe Zeit u mwäbrenbe Revolution für gerechtfertigt halte. 

zur Umkehr. Wenn fort 1 en 

en pollen, Dan heitanae und fort Erſchütterungen auf Erſchütte— 
gen Ile, ange Man ncht, daß die Centralgewalt ſtark fein ſolle. 


Die ausländiſchen Feinde Deutſchlands würden dann frohlocken in der Vorausſicht, 


* 


bung der derfaſſunggeben⸗ 


daß aus dieſer fo glorreich begonnenen und zu dem fehönften Ziele ſchon berechtigten 
Revolution am Ende nichts hervorgehen werde, als ein zertrümmertes armes Va⸗ 
terland. (Rauſchender, anhaltender Beifall auf der Rechten und im Centrum.) 
Schaffrath bemüht ſich, die Behauptungen des Vorredners zu widerlegen, in⸗ 
dem er dieſelben gegen die rechte Seite des Hauſes retorquirt. Mit aller Achtung 
vor der Selbſtſtaͤndigkeit und Unabhängigkeit des Richters hält der Redner in vor⸗ 
liegendem Falle eine Unterſuchung für durchaus nicht gerechtfertigt, ſowohl nach 
ſeiner juriſtiſchen, richterlichen und politiſchen Ueberzeugung, als auch nach dem jetzt 
nur vorliegenden Material. Schueer beantragt namentliche Abſtimmung und bes 
hält ſich vor, die Frage näher zu bezeichnen, auf die er fie demnächſt angewandt 
wiſſen will. Zitz von Mainz verſichert vor Allem, nicht vom Staudpunkte der 
Vertheidigung oder Rechtfertigung ſprechen zu wollen. Er brauche ſie nicht, ſein 
Leben liege offen vor; er widerlege alle jene Verdächtigungen nur, um die Stellung 
zu rechtfertigen, die er als Abgeordneter einnehme. Jede nicht begründete Verdäch⸗ 
tigung eines Mitgliedes treffe die ganze Verſammlung. Zu einer Beurtheilung des 
Ausſchußberichtes ſich wendend, giebt der Redner zu, daß die Verſammlung nicht 
Richter fein könne; dagegen ſei es aber ihre Aufgabe, unparteliſch und frei von 
Leidenſchaft die Wahrheit zu ermeſſen und durch ihren Ausſpruch zu erklären, daß 
die gegen die Angeſchuldigten erhobenen Verdächtigungen nach den dafür angeführ⸗ 
ten Beweiſen als grundlos erkannt werden müßten. „Gewiß aber liegen keine Mo⸗ 
tive vor, aus denen auch nur der Verdacht der Aufreizung zum Aufruhr dem geſun⸗ 
den Menſchenverſtande, wie der juriſtiſchen Prüfung als begründet erſcheinen könnte; 
— würden Sie nun dennoch die Anklage zulaſſen, ſo würde ihre Entſcheidung in 
der offentlichen Beurtheilung beinahe ſämmtliche Nachtheile eines Verdammungs⸗ 
Urtheiles zur Folge haben. Denn darüber dürfen wir uns nicht täuſchen, wenn 
Sie uns heute der Unterfuchung überliefern, werden wir vorausſichtlich noch nach 
Jahren nicht weiter ſein, als heute. Sie werden ohne Pruͤfung und Ueberzeugung 
eine Entſcheidung geben, wodurch unſere politiſche Ehre aufs tiefſte gekränkt wird. 
Seien Sie gerecht, meine Herren, mögen Sie einer Partei angehören, welcher Sie 
wollen, — und ich wiederhole es, daß wir kein Privilegium der Strafloſigkeit an⸗ 
ſprechen, daß wir die Unterſuchung nicht zu fürchten haben; aber beurtheilen Sie 
unbefangen den Einfluß, welchen Ihre Entſcheidung auf unſere Stellung üben muß, 
und Sie werden es gewiß gerechtfertigt finden, daß ich feierlichft dagegen proteſtire, 
daß Sie die Unterſuchung gegen uns geſtatten.“ Schlöffel weiſt an der Spitze 
feiner Rede die Verdächtigungen zurück, womit feine Partei in Folge ber Berfamms 
lung am 17. September überſchüttet wurde. Seine Worte ſeien lediglich der Aus⸗ 
fluß feines Seloſtwillens geweſen. Der Redner giebt eine Kritik der Zeugen-Aus⸗ 
ſagen, die er in troniſcher Weiſe mit ſich ſelbſt in Widerſpruch fegt. Simon von 
Trier nimmt das Recht des Angriffs in Anſpruch, fo weit es zur Vertheidigung 
gehört. Der Aufſtand ſei die Folge der verleugneten Revolution. Der feierlich ver⸗ 
kündete Grundſab der Volks⸗Sonverainetät ſei nicht zur Anwendung gekommen. 
Das ſei die gerühmte Einheit: Gegen die Regierungen nirgends Kraft, überall 
Ohnmacht, gegen das hierüber unzufriedene Volk die höchfte Gewalt und jegliche 
Kraſtanſtrengung. Für die Regierung ſtets Vermittelung und jeglicher Friede, aber 
als einige Vermittler kamen und um Frieden baten für das niedergetretene, über 
unſere Ohnmacht empörte Volk, da war keine Zeit zu Vermittelung und Frieden! 
Das ſind Thaten der aus demokratiſchen Urwahlen hervorgegangenen erſten Deut⸗ 
ſchen National⸗Verſammlung. Diejenigen, die da glaubten, daß unſer Vaterland 
dem Ziele der Freiheit in ſtetem Fortſchritte unbefleckt durch die Verbrechen des alten 
Spſtems und darum auch ungeſſört durch blutige Akte verzweifelter Selbſthülfe ent⸗ 
gegengehen werde, ſind bitter getäuſcht worden. Die Zeugenausſagen, größtentheils 
von Beamten herrührend, wimmeln von Widerſprüchen. Ich muß auf dieſelben 
eingehen, nicht etwa, weil ich Ihnen zumuthe, die Genehmigung zur Unterſuchung 
nicht zu ertheilen, ſondern weil ich unter ſchweren Anſchuldigungen vor die ganze 
Nation geſchleppt wurde, und, bevor ich dem geheimen Verfahren anheim falle, 
vor der ganzen Nation meine Ehre zu retten gedenke. — Wenn ich die vorliegen⸗ 
den ſich vielfach widerſprechenden Ausſagen überblicke, dann drängt ſich mir die ge⸗ 
gründete Vermuthung auf, daß es nicht die Göttin der Gerechtigkeit, daß es viel⸗ 
mehr der böſe Geiſt der politiſchen Reaktion fei, der ſich an meine Ferſe geheftet hat. 
Beſchließen Sie die Unterſuchung! Sie konnen meine Freiheit, Sie können mehr, 
Sie können Alles haben, nur meine politiſche Ehre nicht! Alles, was ich Ihnen 
biete, iſt ja ein geringes Opfer gegen die großen blutigen Anſtrengungen unſeres 
hochherzigen Volkes! Nachdem Langerfeldt als Berichterſtatter das Wort er⸗ 
griffen, wird in Folge des Schneerſchen Autrags zur namentlichen Abſtimmung 
über den Autrag des Ausſchuſſes geſchritten, welcher mit 245 gegen 140 Stim- 
men angenommen wird. . f 

— 99. Sitzung der verfaſſunggebenden Reichs⸗Verſamm⸗ 
lun ges) Berathung über den vorgelegten Abſchnitt des Verfaſſungs-Entwurfs; Er⸗ 
ſatzwahl der Mitglieder des Centralwahl-Ausſchuſſes. Eröffnung der Sitzung um 
95 Uhr Vormittags. Vorſitzender: Hr. v. Gagern. Die Liſte der Mitglieder 
der zur Begutachtung des Venedeyſchen Antrags niedergeſetzten Kommiſſion wird 
verleſen. Erſter Vorſitzender iſt von Beisler, zweiter Vorſitzender Schubert, 


) 98. Sitzung ſiehe Beilage. 
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Venedey Schriftführer. Schubert berichtet, daß biefer Ausſchuß in den unmit⸗ 
telbar nach feiner Konſtituirung gepflogenen Berathungen zu einem Maloritäts⸗Er⸗ 
achten von zehn Mitgliedern und einem Minoritäts-Gutachten, von fünf Mitglie- 
dern unterſchrieben, gelangt ſei. Das erſtere lautet: Die Nationalverfammlung 
wolle beſchließen, die von dem Reichs⸗Miniſterium verfügte Abordnung zweier 
Reichs⸗Kommiſſaire nach Wien, in welcher Maßregel die National⸗Verſammlung 
das Mittel zur Abwehr des Bürgerkriegs erblickt, gutzuheißen und das Reichs⸗ 
Miniſterium aufzufordern, nach Maßgabe der von den Reichs-Kommiſſarien ein, 
neffenden Berichte zum Schutze der Deutſchen Intereſſen in Oeſterreich die erfor— 
derlichen Schritte zu thun und darüber an die National⸗Verſammlung Bericht zu 
etſtatten. Der Antrag der Minorität heißt: Die National⸗Verſammlung beſchließt, 
das Reichs⸗Miniſterium aufzufordern, bei den gegenwärtigen Verhältniſſen in Oe— 
ſterreich alle in Frage geftellten Intereſſen Deutſchlands in Schutz zu nehmen und 
mit allen Kräften zu wahren; ferner Sorge zu tragen, daß alle Oeſterreichiſch— 
Deutſchen Truppen nur den orrfaſſungsmäßigen und geſetzlichen Organen zur Ver— 
fügung geſtellt werden, ſo wie die Ausführung dieſes Beſchluſſes und der weite— 
ren Maßregeln den abgeſandten Reichs-Kommiſſairen zu übertragen. Der Bericht 
wird gedruckt und morgen in die Hände der Mitglieder gelangen: Es folgen In: 
terpellationen von Franke, v. Reden, Mölling. Jahn beantragt, die Reichs— 
Verſammlung wolle die Regierungen von Preußen und Sachſen zum Schuhe des 
von Gefahren bedrohten Reichslandes Maͤhren auffordern und zur Unterſtützung 
der dortigen Stände Preußiſche, Sächſiſche und Auhaltiſche Truppen abgehen Infz 
ſen. Lie belt ſtellt den Antrag, die Nationalverſammlung wolle die Poſener 
Frage einer nochmaligen Berathung unterwerfen und die Verhandlungen darüber 
in einer der nächſten Sitzungen aufnehmen. Beide Anträge werden für nicht dring— 
lich erkannt. Liebelt zieht ſofort ſeinen Antrag zurück, weil bei der heutigen 
Berathung über Art. I. des Verfaſſungsentwurfs dieſer Gegenſtaud ſchneller als 
durch den gewöhnlichen Geſchäftsgang erledigt werde. Ein Proteſt des Redners 
wird für dieſen Augenblick nicht zugelaſſen. Nach einer Aufrage an das Präſi— 
dium in Betreff des Dr. Werner und einer Interpellation von Wichmann ſchreitet 
die Verſammlung zur Tagesordnung. Der Praͤſident verlieſt den Art. 1. des Ver⸗ 
faſſungs⸗Entwurfs und die dazu geſtellten Verbeſſerungs Anträge. “) Clauſſen 
aus Kiel verlaugt, daß in dem vorliegenden Paragraphen über die ſchleswig-hol⸗ 
ſteiniſche Frage ſogleich definitiv entſchieden werde. In der Faſſung des Aus: 
ſchuſſes ſei dieſer Gegenſtand zu ungewiß hingeſtellt. Eine feſte Einigung der Her— 
zogthümer mit Deutſchland thue dringend noth. Francke theilt nicht die Auſicht 
ſeines Landsmannes. Am Grundſatze der Wahrheit und der Treue in Auslegung 
der Beſchlüſſe der Verſammlung müſſe feſtgehalten werden. Unwahr ſei eine be 
reits geſchehene Einverleibung der Herzogthümer, wahr aber, daß dieselbe erſol, 
gen werde. Jacobi entwickelt folgendes Amendement: „Das deutſche Dreich bes 
ſteht aus dem Gebiet des ehemaligen deutſchen Bundes, im Umfange, wie daſſelbe 
am 28. Juni 1848 beſtand. Die Verhältniſſe des Herzogthums Schleswig blei— 
ben bis zu den Friedensunterhandlungen mit Dänemark und die Gränzbeſtimmung 
in Poſen bis zur definitiven Anordnung vorbehalten. Die Anzahl der Staaten 
wird durch Mediatiſirungen in einer den Forderungen der Zeit entſprechenden Weiſe 
verringert.“ Der Redner empfiehlt dieſe Faſſung des Art. J. deshalb, weil jene des 
Ausſchuſſes ungenau und einer falfchen Auslegung fähig ſei. Zachariä aus 
Göttingen ſpricht im Sinne des Entwurfs. v. Bally beantragt folgende Faſſung: 
„Das wiederhergeſtellte deutſche Reich umfaßt das Gebiet des ſeitherigen deutſchen 
Bundes, ſammt den Ländertheilen, die ſchon einverleibt ſind oder noch einverleibt 
werden.“ Reichenſperger warnt, in den obſchwebenden proviſoriſchen Zuſtand 
nicht einzugreifen. Hagen aus Heidelberg: Es handle ſich darum, die Einheit 
Deutſchlands zu ſchaffen; eine Verkennung der Nation ſei es, wolle man das Moment 
der individuellen Selbſtſtändigkeit nicht beachten. Dem Entwurſe des Ausſchuſſes verſagt 
der Redner im Allgemeinen ſeine Zuſtimmung nicht; er empfiehlt jedoch das Amende— 
ment Schaffrath's und Genoſſen, das eine Kreiseintheilung Deutſchlands nach Stäm⸗ 
men verlangt. Ohne dieſe Veränderung, fügt er hinzu, ſei dit Durchführung des Ent⸗ 
wurfes unmöglich. Jetzt ſei zwar hierzu die Zeit nicht J bas Volk aber ſehe dieſer Veräns 
derung mit großer Freude entgegen. v. Beckera th: Will eine Nation Großes vollführen, 
ſo muß ſie eine einheitliche ſein; ſie muß einen Mittelpunkt haben, um ihre intellek— 
tuellen und materiellen Verhältniſſe zuſammenfaſſen zu konnen. Dieſen Mittel- 


. Dieſer Artitel lautet: „Das Deutſche Reich beſteht aus dem Gebiete des bishe⸗ 
rigen Deutſchen Bundes. Die Verhaltniſſe des Herzogthums Schleswig und die Gränz⸗ 
beſtimmung im Großherzogthum Poſen bleiben der definitiven Anordnung vorbehalten“ 
In feinen Motiven drückt ſich der Aus ſchußß hierüber folgendermaßen aus: „Es mußte 
an der Spitze der Verſaſſung bezeichnet werden, welches Gebiet der neue Bundesitaat, 
das Deutſche Reich, umfaßt, auf ähnliche Weiſe, wie auch die neue Schweizeriſche 
Bundesacte die ſouverainen Kantone aufführt, welche in ihrer Geſammtheit die Eidge⸗ 
noſſenſchaſt bilden. Um dies zu bewirken, hätten wir entweder die einzelnen Staaten 
nach ihrer Geſammtbezeichnung (z. B. Preußen, Oeſterreich) aufzählen müffen, oder 
jeden einzelnen Landestheil, mit welchem z. B. Oeſterreich als Großmacht zum Deut: 
ſchen Bunde gehört. Das erſte war nicht ausführbar, da zu dem Deuiſchen Reiche große 
Staaten gehören, welche einzelne Provinzen in ſich vereinigen, die nicht Theile des 
Dentſchen Bundes ſind, z. D. Italien, Galizien als Theile von Oeſterreich. Der Ver⸗ 
ſuch, den zweiten Weg einzuſchlagen, würde zu einer weitlänftigen nutzloſen Aufzählung 
der Landestheile, mit denen Oeſterreich zum Bunde gehört, geführt haben. Es ſchien 
daher zweckmäßiger, das Geblet des bisherigen Deulſchen Bundes als dasjenige zu 
zeichnen, welches das Deutſche Reich bildet, da gewiß die Abſicht obwallet, daß die- 
Rage Theile, welche bisher zu dem Bunde gehörten, auch ferner dem Deutſchen 

eiche einverleibt werden ſollten, und auf dieſe Art leicht möglich iſt, aus den Akten 

des Deutſchen Bundes genau die Landesthelle auszumitteln. Uebrigens ſchwebte keine 

Abſicht vor durch unfere Bezeichnung das Deutſche Neich nur als Fortſetzung des 

Deutſchen Bundes erklären zu wollen. Ein Vorbehalt wurde nöthig in Beziehung 

auf Schleswig und auf das Großherzogthum Poſen, da erſt durch weite Beſchlüſſe, 

die mit völkerrechtlichen Unterhandlungen zuſammenhängen, die genauen ränzen feſt⸗ 
geſtellt werden ſollten.“ s 


punkt haben wir nicht; wir ftehen erft im Begriff, ihn zu ſchaffen. Greifen wir 
darum nicht zum Zwecke, ehe wir das Mittel in Händen haben. Schleswigs In⸗ 
tereſſen find vollkommen vertreten. Seine Abgeordneten figen in unſerer Mitte 
und ein Reichs-Commiſſalr vertritt die Gentralgewalt in den Herzogthümern. 
Wollen wir unſere Zuſtände gedeihlich entwirren, fo folgen wir dem Ausſchuß⸗ 
Autrage. Es march it der Auſicht, daß Dänemark nie feiner angeblichen Rechte 
auf Schleswig ſich begeben werde. Der Redner will, daß die Aufnahme Schles⸗ 
wigs in den deutſchen Bund ſchon jetzt vollkommene Sicherung erhalte; er ſchließt 
ſich darum dem Clauſſenſchen Amendement an, indem er ſich gegen die Meinung 
Fraucke's erklärt, von deſſen Rede er glaubt, daß ſie in Kopenhagen cinen günſti⸗ 
geren Eindruck hervorbringen werde, als in der Paulskirche. Beſeler bedauert 
den däniſch⸗deutſchen Krieg, weil germaniſche Stämme in demſelben gegenüber— 
ſtauden, und wünſcht den Frieden in der Weiſe, daß Deutſchland mit Dänemark 
zu vereintem völkerbeglückendem Streben ſich vereinigen möge. (Bravo!) Die Faſ⸗ 
ſuug des vorliegenden Paragraphen genüge, weil Alles darin gewahrt ſei, was 
gewahrt werden müſſe. Nach ihm ſprechen Graävell, Viebig und Michelſen. 
Liebelt ergreift das Wort über die Poſener Frage und geht dabei von der An⸗ 
ſicht aus, daß die Freiheit eines Volkes diejenige des anderen bedinge. Der Redner 
iſt gegen den Entwurf des Art. 1, weil derſelbe eine Beſtimmung euthalte, die 
der Volts⸗Souverainetät Eintrag thue. Nur ein zweifaches Deutſchland fei denk⸗ 
bar: ein volksthümliches oder ein föderatives. Das letztere vertrete die National- 
verſammlung, darum ſei aber auch ihre Thaͤtigkeit eine beſchränkte. Der Redner 
giebt eine hiſtoriſche Entwickelung der Grundbaſen der Geſchichte, ſpricht die Hoffs 
nung aus, daß gemäß des Fortſchritts der Geſchichte die Völker» Zudividuen zu 
großen Völkerfamilien ſich einigen werden, und ſchließt mit dem Antrage, daß 
eine durch Urwahlen zu Stande gekommene Nationalrepräfentation über die Auf⸗ 
nahme nichtdeutſcher Stämme in den deutſchen Bund eutſcheide, bevor dieſe defini— 
tiv ausgeſprochen werde. Jordan aus Berlin proteſtirt gegen die muchmaßliche 
Annahme, als wolle man durch Verwerfung des Clauſſenſchen Antrages das Zus 
tereſſe der Herzogthümer anfgeben. Die Verſammlung ſolle durch ihren Beſchluß 
die Zukunft nicht binden; dies thue nur ein Verzweifelter. Gegen Liebelt gewen⸗ 
det, bemerkt der Redner, daß die Zeit des Euthuſiasmus für Polen vorüber fei, 
ſeitdem die rothe Republik Polen zu ihren Beförderern gehabt habe; die deutſchen 
Theile Poſens ſeien deutſch und würden es auch bleiben. Liebelt betrachtet dieſe 
Aeußerung als einen Angeiff auf die Ehre feiner Landsleute und proteſtirt dagegen 
in deren Namen. Ihm ſei es blos darum zu thun, die Unabhängigkeit ſeines 
Vaterlandes zu behaupten. Der Schluß der Verhandlung wird angenommen. 
Clauſſen verlangt namentliche Abſtimmung über feinen Antrag; dieſelbe findet 


eboch nicht ſtatt, da der Antrag des Ausſchuſſes von der Verſamml 

ſchluſſe en wird. Die Wahlzettel zur Arne des Central, Wah aueh 
ſes werden eingeſammelt. Eſterle und Marſilly geben die Erklarung zu 
Protokoll, daß fie ſich der Abſtimmung enthalten haben, weil die in Art. I. euts 
haltene Beſtimmung den Wuͤnſchen ihrer Wähler nicht entfpreche. Eben fo pros 
teſtirt Liebelt gegen den Beſchluß der Verſammlung und verwahrt ſich gegen alle 
Konſequenzen, die der Beſchluß über die Gränzbeſtimmung Poſens nach ſich ziehen 
konne. Kerſt behält ſich eine ähnliche Erklärung im Namen der übrigen Poſener 
Deputirten vor. Dahlmann und Michelſen erklären zu Protokoll, daß ſie 
ſich dagegen verwahren, den Rechten und Intereſſen Schleswigs durch ihre heutige 
Abſtimmung vergeben zu haben. Der Präſident zeigt zwei Mißtrauens⸗Vota 
gegen die Nationalverſammlung an, die aus ſchleſiſchen Wahlkreiſen herrühren, 
und die der Abgeordnete Schlöffel von der Tribüne zu verleſen wünſcht. Die 
Verſammlung entſcheidet ſich jedoch gegen dieſes Verlangen, weshalb die beiden 
Eingaben au den Petitions-Ausſchuß verwieſen werden. Schluß der Sitzung ges 
gen 3 Uhr Nachmittags. 

Meiningen, den 16. Oktober. Die nach Hildburghausen berufenen 
Reichstruppen zur Herſtellung der Rute und Entwaffnung der Wehrmannſchaf⸗ 
ten in den zunächſtgelegenen Dorfſchaften haben am 14. d. M. tumultuirend die 
Zurückführung in ihre Garniſonorte (nach Baiern) verlangt und ihren Offtzie⸗ 
ren den Gehorſam aufgekündigt; auch die Freilaſſung eines arretirten Kameras 
den erzwungen. Der Grund dieſer nicht unbedeutenden Meuterei wird verſchie⸗ 
den angegeben. Nach einer Nachricht ſoll er in einer verzögerten Lohnungszah⸗ 
lung, nach einer anderen aber darin gelegen haben, daß die Löhnung geringer 
ausgefallen ſei, als man von einer Seite bei den Soldaten die Erwartung rege 
gemacht. Ein großer Theil des Militairs erklärte ſich zum Dienſte des Königs 
und Vaterlandes ſtets bereit, wolle aber außerhalb Vaierns keinen Dienſt thun, 
bei welchem keine Waffenehre zu ernten ſei. Wenn übrigens andere Blätter 
von unruhigen Auftritten in Hildburghausen berichteten, bei welchen mehrere 
tauſend Bauern das Schloß mit einem Sturm und fogar die Perſon des Her⸗ 
zogs in Gefahr gebracht hätten, ſo ſind dieſe Nachrichten übertrieben und un⸗ 
wahr, denn die Zahl jener Bauern betrug nicht mehr als einige Hundert Mann 
und der Herzog, der bekanntlich nicht in Hildburghauſen, ſondern in Meinin⸗ 
gen reſidirt, befand ſich zu jener Zeit nicht in erſtgenannter Stadt. Das 
Schloß zu Hildburghauſen iſt aber gar nicht mehr bewohnt und ein Angriff oder 
Sturm auf foldes würde deßhalb alles Zweckes entbehrt haben. 

Wien, den 19. Oktober. Die Vorpoſten der Croatiſchen Armee unter 
Jellachich, erſtrecken ſich längs des rechten Donauufers von Simmering über 
Kaiſer⸗Ebersdorf bis Manswörth, machen dann einen Winkel über Schwechat, 
Neu⸗Kettenhof, Rannersdorf, Zwölfaxing bis Pellendorf, und ziehen ſich von 
da über Lanzen, VBiedermanns- und Hennersdorf bis an den Wiener Wald- 
Das Hauptquartier iſt in Rothneuſiedel, zwiſchen Laa und Zur 
zersdorf gelegen. Die Hauptmacht hat Jellachich bei Schwechat koncch 
trirt: Er ſcheink ſich bereits durch viele Batterien, welche bei dem Neugebän 
hinter Simmering in die Gebüſche an der Donau transportirt wurden, den Ue⸗ 
bergang über dieſelbe bei der berühmten Intel Lobau nach Groß⸗Enzersdorf ge⸗ 
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ert; , er und irreguläre Horden von feiner Armee ziehen 
e an entfernten Ortſchaſten und fordern Brot, Wein, 
Fleiſch, Salz und Geld. So waren ſte dieſer Tage viermal nach einander in 
dem Orte Döbling bei Wien. Zugleich werden dieſe Ortſchaften regelmäßig 
entwaffnet. 

Pi 455 den 10. Oetbr. Ueber den Kämpfen mit Jellachich darf man den 
ſerbiſchen Aufſtan d in den ſüdlichen Comitaten nicht vergeſſen, welcher in 
dem Lager von Jomaſovac an der Temes ſich bis jetzt ſiegreich gegen alle ma⸗ 
gyariſchen Angriffe vertheidigt hat. Unendlichen Jubel hat es unter den Ser⸗ 
ben erregt, daß ein alter gedienter Gencral Stephan Suplikat do Vitez, 
welchen im Mai d. J. die ſerbiſche Generalcongregation kraft ihrer alten Rechte 
zum Wojwoden der Nation gewählt hat, den Oberbefehl übernehmen wird, 
Suplikat hat ſchon unter Napolcon in Rußland gedient. Das Lager von To- 
moswak iſt das ſtärkſte im Banat, von 6000 Mann beſetzt, mit Kanonen wohl 
verſehen, und von einem in Volksliedern gefeierten Helden, dem Ritter Stephan 
Knitſchanin befehligt. Unter der Beſatzung findet man neben Serben, Vosnia⸗ 
fen, Herzegowinern, Montenegrinern auch Arnauten, Türken und ſelbſt einzelne 
Araber. Der Krieg löst ſich in einzelne Scharmützel auf, die manchmal blutig 
genug ausfallen. Selbſt die ſerbiſchen Popen haben hin und wieder die Mus- 


kete geſchultert. 
N Ausland. 
Frankreich. 


Paris den 18. Okt Nationalv f 18. Oft 
210 ; : erſammlung. Sitzung vom h 
Anfang 123 Uhr. Die Verſammln 1 


Departements zur Aufbringung ei 1 
ſchreitet dann zur Berathung des neuen Spezi 
ſchworenen-Gerichten. Die proviſoriſche Regierung hatte die zur Verurtheilung eines 
Verbrechers erforderliche Majorität auf 9 erhöht. Jetzt will man nun dieſe Zahl 
wieder auf 7 herabſetzen. Cremieur, Berichterſtatter, erklart jedoch, es hätten 
ſich ſo viele Staats⸗Anwaltſchaften in den Departements gegen die höhere Majo⸗ 
ritätszahl erhoben, daß er ſelbſt auf Abſchaffung der 9 und Herabſetzung auf 7 
antrage. Es ſeien zu viele Verbrecher, die ſelbſt ihre Miſſethaten eingeftanden, bei 
9 freigeſprochen worden und die bürgerliche Geſellſchaft gefährdet. Zettel-Abſtim— 
mung! Dieſelbe giebt folgendes Reſultat: Zahl der Stimmenden 729. Für den 
Antrag 165, dagegen 564, alſo verworfen. Farconnet beantragt den Zuſatz: 
„Bei Kapital, Verbrechen ſoll die Todesſtrafe nur vollzogen werden, wenn die Jury 
ihr Schuldig mit Einſtimmigkeit ausgeſprochen hat“ Baſe bekämpft denſelben. 
Dieſe Milde ſei der Wahrheit des Geſetzes entgegen. Die Verſammlung verwirft 
ihn. Charamaule beantragt die Maforität bei Todesſtrafen auf 9. Diefer Au- 
trag wird ebenfalls verworfen. Taſſel ſchlägt vor, daß die mildernden Umſtände 
mit einfacher Maſorität angenommen werden ſollten. Valette bekämpft dies je⸗ 
doch, und der urſprüngliche Entwurf, wie er an die Stelle des Artikels 4. des De⸗ 
krets vom 7. März 1848 treten ſoll, geht durch. Die Verſammlung kehrt nun 
zur Verfaſſungs. Distuſſion zurück und nimmt ohne erhebliche Debatten die Artikel 


92. bis 100., alle von der Rechtspflege bandelnd, an. Die Artikel 104. bis 103. 
werden geſtrichen. Artikel 104. und 105. werben angenommen. Letzterer lautet: 


„Der Präſident der Republik ſteht unter der Gerichtsbarkeit des Ober » Tribunals 
und kann nur auf Antrag ber Nationalverſammlung in Anklageſtand verſetzt wer: 
den, ſowohl wegen öffentlicher, als wegen Privatverbrechen. „Statt zu Artikek 106. 
(Kapitel IX., von der Raub: und Scemacht, überhaupt von den Kräften der Repu⸗ 
blik handelnd) überzugehen, nimmt die Verſammlung einen Antrag vor, der von 
der legitimiſliſchen Partei ausgeht und zum Zweck hat, die geſtrichenen oder vorbes 
haltenen Artikel 74., 75. und 76. durch zwei andere zu ergänzen, welche lauten: 
„Die öffentliche Verwaltung ſoll nach folgenden Prinzipien eingerichtet werden: 
a) Haudhabung durch Verwaltungs⸗Beamte, die aus dem allgemeinen Stimmrecht 
und aus den Lokal- Jutereſſen ſelbſt hervorgehen; b) Delegirung der Centralgewalt 
in politiſcher Hinſicht zur Ueberwachung der allgemeinen Jntereſſen.“ Bechard, 
aus dem Gard⸗Departement, Advokat in Paris und Legitimiſt, rechtfertigt den Anz 
trag, Er ſucht die Rothwendigkeit adminiſtrativer Decentralifation zu beweifen und 
ſchließt mit folgenden Worten: „Frankreich iſt der erſtickenden Centraliſation müde 
(Lärm); Paris iſt der Sitz von 60,000 Kommuniſten, dieſen General-Centraliſa— 
toren, welche früh oder ſpät ihre Macht auf die 35 Millionen Franzoſen üben 
werden. (Lärm. Beifall zur Rechten.) Geht die Republik unter, 
den Auswüchſen der Centraliſationsſucht zuzuſchreiben.“ (Bewegu 
Dupin erklärt die Darſtellungen des vorigen Reduers für übertri 
auf Oeſterreichs Schickſal hin, das den ſchlagendſten Beweis von 
Auti⸗Centraliſationsgeiſtes gebe Pascal Duprat wünſcht die Fortſetzung mor⸗ 
gen, und die Verſammlung geht kurz vor 6 Uhr auseinander. 


Italien. 

Sardinien. — (Eidg. 3.) Der Krieg iſt neuerdings wieder ausgebro⸗ 
vun Baur Briefen von Arona, datirt 14. Oktober, ift Karl Albert, gedrängt 
Ercigniſſen u im eigenen Lande, deren Beranlıffung offenbar in den Wiener 
tand in Anmarſuchen ſind, mit einer Armee 95 100,000 Mann gegen Mai⸗ 
ſei von einem 0 30,000 Mann ſollen gegen Piacenza vorrücken. Die Armee 
der polniſchen Inſurtbefebligt, der Chef des Generalſtabes von Skrzynecki in 
nigs und der Königin ion von 1831 geweſen ſei. — Mußerungen des Kö⸗ 
Courier ſei nach Frankie man am 19. Oktober in Malland einzurücken. Ein 
neral zu erbitten. In Mallabegangen, um neuerdings einen ſranzöſiſchen Ge⸗ 
immer bedenklicher. Radetzen d felbft werde die Spaltung unter den Truppen 
Heere von Jellachich abzujenden, RL genöthigt geſehen, 6000 Kroaten zum 
ſeien. Die Ungarn beharren auf ihrem nur noch 10,000 Mann in Mailand 
nonen gegen fie aufgefahren. Begehren, heimzukehren; es feien Ka⸗ 

Mantua war am 5. d. noch im Bela 

0 


Befehl erhalten, für den Winter Wohnungen füngezulande. Die Stadt hat 


" für 12,000 Mann bereit zu hal⸗ 


Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 91 Uhr. — Das Protokoll 
der letzten Sitzung wird verleſen, und ohne Erinnerung 1 
Seitens des Miniſterpräſidenten it ein Schreiben mit der Anzeige ein⸗ 


ſammlung beſchloſſene Ausdehnung der Befreiung der Krieger aus den Jahren 
1813—13 von der Kaffe 255 die Krieger der Jahre 1806 und 7 und die 
in der franzöſiſchen Armee gedient habenden verordnet habe, und daß die nöthigen 
Schritte geſchehen, um die Ausführung auch der übrigen von der Nationalver⸗ 
ſammlung in dieſer Beziehung gefaßten Beſchlüſſe möglichſt zu fördern. — Von 


Conſerenz vorgeſchlagen worden, daß in ſolchen Fällen die Petitionskommiſſion, 
unter Contraſignatur des Präſtdenten, die Petition an das betreffende Miniſte⸗ 
v. Liſiecki ſindet darin den Uebelſtand, daß die Petenten 
den Erfolg ihrer Petition nicht erfahren. — 


Diefer ein Abgeordneter, Jan die Miniſterien zuzuziehen, 
wird faſt einſtimmig angenommen. — Der Präſident fordert die Abgeordne⸗ 
erhaltenen 


tretenden Abgeordneten zurückzugeben ſeien. — 
wird ferner einſtimmig beſchloſſen, bei Berathung der Communalordnung aus 
jeder Abtheilung zwei Referenten zu wählen. . 
Man geht hierauf zur Tagesordnung über, und zwar zunächſt zu dem An⸗ 
trage des Abgeordneten von Meuſebach. Derſelbe lautet: „Die National⸗ 
Verſammlung wolle beſchließen: „„In Erwägung der vor den Ausgängen des 
auſpielhauſes in neuerer Zeit wiederholt vorgekommenen, die Würde der Ver⸗ 
ſammlung verletzenden Erzeſſe, iſt das Minifterium zu erſuchen, Sorge zu tra⸗ 
gen, daß die öffentliche Ordnung auf dem freien Plage vor dem Schauſpielhauſe 
während der Dauer und bis nach dem Schluſſe der Sitzungen der National⸗ 
Verſammlung mit gebührender Strenge gehandhabt werde.“ — Dem Ans 
trage iſt von der Prioritäts⸗Commiſſion der Vorrang vor der Tagesordnung 
zuerkannt worden. f IHRE 
Der Präſident will, weil kein Widerſpruch gegen die Dringlichkeit er⸗ 
haben worden, diefe für angenommen erklären, da erklärt Dierſchker er wie 
derſpreche der Dringlichkeit, verzichte aber auf das Wort. — Demnächſt wird 
auf Antrag Peltzer's namentlich über die Dringlichkeitsfrage abgeſtimmt. — 
Dabei wird die Dringlichkeit mit 171 gegen 160 Stimmen verworfen; 71 
Abgeordnete fehlen. a 
. v. rufe als perſönliche Bemerkung: Meinen Antrag ziehe ich na⸗ 
türlich zurück, allein das praktiſche Neſultat wird wohl daffelbe bleiben, als 
wenn er angenommen wäre, denn die Verpflichtung der Regierung, Anord⸗ 
nungen zu unſerm Schutze zu treffen, bleibt beſtehen. (Lärm. Ruf: „Das iſt 
Peine perſönliche Bemerkung !“) Meine Bemerkung iſt im perfönlihen Inte⸗ 
reſſe der Minorität und des Landes. Es kann nie Abſicht der Regierung ſein, 
in die Beſchlüſſe der Verſammlung einzugreifen, doch iſt es ihre le gegen 
Zuſammenrottungen mit allen gefeglihen Mitteln vorzugehen, 90 as Land 
fieht mit ſteigender Beſorgniß die hier in Berlin täglich wachſen 0 Anarchie. 
Großer Lärm. Wiederholker Ruf: „Das iſt keine perſönliche Tat ung! 
Der Präſtdent erinnert den Redner, daß er nur zu einer ſolchen das Wort 
habe.) Wenn die Regierung nicht Kraft genug befigt, die Ruhe und Ordnung 
zu ſchützen, dann wird es der Partei, welche zwar die Freiheit, aber nur die 
Freiheit in der Ordnung will, ſchwer werden, die Regierung zu unterſtützen. 
(Stürmiſcher Beifall rechts, Ziſchen und Lachen links.) 
er Miniſter des Innern: Die berührte Angelegenheit liegt uns ſehr 
am Herzen. Wir haben ung alle Mühe gegeben, unfre Pflicht auch in dieſer 
Beziehung zu erfüllen, und können den geringen Erfolg unferer Anſtrengungen 
nur bedauern, Es find zwar Schutzmannſchaften am Eingange aufgeſtellt wor⸗ 
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den, allein dieſe vermögen, da ſte unbewaffnet ſind, die Abgeordneten nicht 
hinreichend zu ſchützen. Daher wurde bereits mit der Bürgerwehr Rückſprache 
genommen, allein ihre Aufſtellung kann nicht ſo raſch erfolgen, und ſo beruht 
der unvollkommene Schutz auf der Einrichtung, daß zuerſt immer Bürgerwehr 
eintreten muß, was einem energiſchen polizeilichen Einſchreiten große Schwie⸗ 
rigkeiten darbietet, da die Bürgerwehr nicht ſo ſchnell zu handhaben iſt, wie 
Polizei oder Militair. Dieß wird aber immer Gegenſtand ernſtlichen Nach⸗ 
denkens für das Miniſtertum fein. Es folgt eine lange Reihe von faktiſchen Be- 
richtigungen und perſönlichen Bemerkungen, bei denen von beiden Seiten Worte 
fallen, die großen Lärm und das Verlangen nach Ordnungsruf veranlaſſen. 
Unter tobenden Lärmen und Rufen von beiden Seiten bemerkt der Präſiden 2 
wie er bereits erklärt, daß beiderſeits die Ordnung verletzt worden, und ſpricht 
dann ſeine Anſicht über den vorliegenden Gegenſtand dahin aus: Er, der Prä⸗ 
ſident, habe nur innerhalb des Saales Macht, allein die Abgeordneten könnten 
auch außerhalb die Freiheit fordern, nach jeder Richtung aus dem Hauſe gehen 
zu dürfen. Der Präſident müſſe eigentlich dafür forgen, allein nach den Be⸗ 
ſchlüſſen vom 15. Juni und vom heutigen Tage könne er die Verſammlung 
nicht ſchützen. Er ſei dieſe Erklärung ſchuldig geweſen, damit vom Lande und 
von hier aus ihm keine Vorwürfe gemacht würden. 


Man geht hierauf zu der dringenden Interpellation der Abgeordneten Fei— 
erabend und Richter über. Sie lautet: „Die öffentlichen Blätter ergeben, 
daß einem in Heidelberg wohnenden Agenten die Veräußerung der pachtlos wer⸗ 
denden Dowainen an Bewohner aus den ſüdweſtlichen Provinzen des preußiſchen 
Staates und aus dem ſüdlichen Deutſchland überhaupt übertragen worden iſt; 
das hohe Staatsminiſterium wolle daher erklären: ob und aus welchen Gründen 
die Bewohner der öſtlichen Provinzen von der Theilnahme an der Coloniſation 
auf den Domainen ausgeſchloſſen ſind?“ — Der Finanzminiſter will die 
Interpellation nur im Allgemeinen ſogleich beantworten, auf das Detail erklärt 
er erſt in nächſter Woche eingehen zu können. — Feierabend zieht hierauf 
die Interpellation bis dahin zurück, und fie wird auf die Tagesordnung vom 
nächſten Sonnabend geſetzt werden. 

Es folgt hierauf die ſchleunige Interpellation des Abg. Phillips: 
„Das hohe Staatsminiſterium wolle ſich darüber äußern: ob es von den bluti⸗ 
gen Vorgängen in Elbing am 15. Oktober c. bereits amtliche Kenntniß erhal⸗ 
ten habe, und welche Maßregeln es in Bezug auf dieſes Ereigniß zu ergreifen 
Willens ſei“. — Der Interpellation wird der Vorrang vor der Tagesordnung 
eingeräumt, und der Miniſter des Innern erklärt ſich bereit, dieſelbe ſofort 
zu beantworten. N 

Phillips Die Reaktion hat in Elbing den Geburtstag des Königs mit 
Blut gefeiert: Der Preußenverein erließ bereits am 5. d. M. eine Proklama⸗ 
tion, welche in Elbing und der Umgegend verbreitet, und worin zum Beitritt 
mit dem ausdrücklichen Veiſatz aufgefordert wurde: „Die Regierung rechnet auf 
uns.“ Die Reaktion gewann auch wirklich dort Terrain, und der Preußenver— 
ein verlangte zum Geburtstage des Königs einen feierlichen Aufzug und Illumi⸗ 
nation. Der Magiſtrat und die Stadtverordneten erließen eine Proklamation 
worin namentlich mit Rückſicht auf den durch das Wüthen der Cholera herbel⸗ 
geführten traurigen Zuſtand der Stadt aufgefordert wurde, die Illuminatſon zu 
unterlaffen, und zugleich davor gewarnt ward, in finſterem Parteihaß Exceſſe 
zu begehen. Vormittags fand der feierliche Umzug Statt, gegen Mittag for— 
derte der Preußenverein Herunternahme der auf dem Friedrich-Wilhelms-Platz 
aufgeſteckten Deutſchen Fahne, und Abends Illumination. In Folge deſſen 
fand ein Auflauf vor dem nicht illuminirten Hauſe des allgemein geachteten 
Kaufmanns Rieſe Statt, der als einer der erſten Vorkämpfer der Freiheit bes 
kannt iſt, und Urſache war, daß der Miniſter von Rochow die Welt mit der 
Erfindung des beſchränkten Unterthanenverſtandes beglückte. Die Bürgerwehr 
ſuchte den tobenden Haufen zu zerſtreuen, mußte ſich aber endlich zurückziehen. 

8 wurden hierauf Huſaren requirirt, welche, nachdem ihr Führer durch 
Steinwürfe verletzt worden, durch ſcharfes Einhauen die Straßen fauberten. 

wei Bürgerwehrmänner waren tödtlich verwundet, viele geringer verletzt. 
Am andern Tage machte man den Verſuch eines neuen Skandals, man verlangte 
Entwaffnung der Bürgerwehr und Entfernung des Militairs, doch hatte dieß 
keine weiteren Folgen. So feierte der Preußenverein zu Elbing den Geburts⸗ 
tag des Königs, indem er das Volk zu Exceſſen verleitete. Ich hofft auf firenge 
Unterſuchung, damit den Heuchlern die Maske abgeriſſen, dem wühleriſchen 
Treiben Einhalt gethan und der Natter Reaction der Kopf zertreten werde. 
(Stürmiſches Bravo links.) 

Der Miniſter des Innern: Ich habe bereits einen Bericht des Polis 
zei⸗Präſidenten und der Danziger Regierung erhalten, welche mit den Zeitungs⸗ 
berichten und den Angaben des Abg. Phillips übereinſtimmen. Der Regierungs- 
Präſtdent v. Blumenthal hat ſich ſelbſt nach Elbing begeben und dort die Ruhe 
bereits wieder hergeſtellt gefunden, doch hat das Minifterium noch befonders 
einen Commiſſarius hingeſchickt. An dem Erlaſſe des Preußenvereins hat die 
Regierung natürlich nicht den geringſten Antpeit, doch wollte ich mich davor ver- 
wahren, daß vor Ausgang der Unterſuchung über die Betheiligung einzelner 
Perſonen abgeurtheilt werde. — Phillips ſpricht hierauf den Wunſch aus, 
hs Relnltat der Ermittelungen möglichſt bald der Werfamminng mitge⸗ 
thei erde. 2 

Der Abg. Waldeck richtet hierauf an das Miniſterium eine Interpel⸗ 
lation folgenden Inhalts: Der Baurath Helfft hat heut eine an allen Bau⸗ 
ſtellen angeſchlagene Bekanntmachung erlaſſen, worin er unter Berufung auf 
höhere Anordnung erklärt, daß zur Ahndung der flattgehabten Exceſſe 100 Ar⸗ 
beiter ſofort entlaſſen, und für Montag und Dienſtag kein Lohn gezahlt werden 
folle, Das Miniſterium wird nunmehr befragt: 1) ob es Kenntniß von dieſem 
Erlaſſe habe; 2) welche Maaßregeln es zu ergreifen gedenke, und ob es nament⸗ 
lich den Erlaß zurücknehmen wolle. — Der Interpellation wird der Vorrang 
vor der Tagesordnung eingeräumt, und der Miniſter erklärt, dieſelbe nament- 
lich in Betreff der verlangten Zurücknahme gleich beantworten zu wollen. 

Waldeck verlieſt hierauf die Bekanntmachung des Bauraths Helfft, 
und fügt hinzu: Ich mache beſonders darauf aufmerkſam, daß die Vekannt⸗ 

machung grade heut erlaſſen worden. Die hieſige Veſchäftigung der Arbeiter ift 
keine gewöhnliche, ſondern ſoll weſentlich zur Beruhigung dienen, und in dieſer 
Beziehung iſt die Entlaſſung jedenfalls eine bedenkliche Maßregel. Kaum iſt 
mit vieler Mühe eine Aufregung beſchwichtigt; die von einer ſinſtern Partei 
ausgebeutet worden, und erſt geſtern haben wir 10 Leichen zu Grabe getra⸗ 
gen! Wir wollen eine Gewähr gegen Hetzerei, während dieſe Bekanntmachung 


unter den gegenwärtigen Umſtänden eine Aufforderung zum Aufruhr iſt. Ich 
habe bereits mit dem Miniſter des Innern über dieſen Gegenſtand Rückſprache 
genommen, allein ohne Erfolg. Die Zurücknahme der Mafregel erſcheint 
aber dringend nothwendig. 

Der Finanzminiſter: Der Zuſtand auf mehreren Bauftellen iſt bekannt, 
und kann nicht länger geduldet werden, denn dieſem Uebergreifen der Geſetzlo⸗ 
ſigkeit muß mit aller Kraft entgegengetreten werden. Deshalb iſt die Bekannt⸗ 
machung auf meine und des Miniſters des Innern gemeinſchaftliche Anordnung 
erlaſſen worden, um Ordnung und Sitte wieder einzuführen, ſie kann daher 
auch nicht zurückgenommen werden. Die näheren Motive will ich in künftiger 
Woche mittheilen. — Waldeck: Dieſe Antwort ſtellt mich noch nicht zufrieden. 
Mich intereſſirt nur, ob nicht im Intereſſe der Ruhe Rücknahme der Maßregel 
nöthig iſt. Nur die Urheber der Exeeſſe find zu beſtrafen, nicht aber darf man 

ecimiren. 

Der Finanzminiſter: Daß die Bekanntmachung heut erlaſſen worden, 
liegt darin, daß Sonnabend überall der Tag für die Entlaſſungen iſt. Die 
Arbeiter haben durch Zerſtörung der auf dem Köpenicker Felde aufgeſtellten Ma⸗ 
ſchine ſich ſelbſt die Gelegenheit zu mehrerer Arbeit genommen, und dadurch ſich 
ſelbſt Schaden zugefügt. Von Beſtrafung kann freilich nur in Folge grrichtli⸗ 
cher Unterſuchung die Rede fein, daß aber ein Theil der Arbeiter entlaffen wer⸗ 
den muß, liegt auf der Hand, (Bravo rechts.) — Ein von den Abg. Walz 
deck und Temme ſgeſtellter Antrag auf Eröffnung der Diskuſſion wird 
verworfen. 

Hierauf wird ein von mehreren Abgeordneten, unter denen namentlich 
Sommer, Reichenſperger und Gräff (Düren), eingereichter Proteſt ges 
gen die geſtrige Annahme des Schulze-Bucherſchen Amendements verleſen. 

Nachdem Vicepräſtdent v. Unruh den Vorſitz übernommen, geht man zur 
ferneren Verathung des Geſetzentwurfs wegen unentgeltlicher Aufhebung ver⸗ 
ſchiedener Laſten und Abgaben über, und zwar zunächſt zu Nr. 6. des §. 1. 
Dieſe Nummer lautet: (Unentgeltlich aufgehoben iſt) „6) das Recht, bei der 
Erbſchaftstheilung eine Beſizveränderungsabgabe noch außer der bei dem Ans 
falle der Erbſchaft zu entrichtenden zu fordern.“ No. 6. wird angenommen. 

Nr. 8. lautet: (Aufgehoben ſind) 8) Die aus dem guts, grund oder 
gerichtsherrlichen Rechte herrührenden Leiſtungen und Abgaben der Nichtan⸗ 

eſeſſenen.“ 
l er dieſer Nummer find folgende Amendements geftellt: 1) Vom Abg. 
Nenſtiel: Zu Nr. 8. hinzuzuſetzen: „Das Standgeld an Vieh- und Markk⸗ 
tagen an die Dominien⸗ oder Grundherrſchaften.“ 2) Vom Abgeordneten 
Friedrich (Neustadt): Zu Nr. 8 hinzuzvſetzen: „Wozu auch das Standgeld 
an Vieh- und Krammärkten gehört, welches Gutsherrſchaften, neben demjeni⸗ 
gen Standgelde erheben, das zur Gemeinde-Kaſſe fließt.“ 3) Vom Abgeordnes 
ten Bauer (Krotoſchin): Zu Nr. 8. hinzuzuſetzen: „namentlich auch die per⸗ 
ſönlichen Abgaben der Juden als ſolchen, und die aus der Ablöſung derſelben 
hervorgegangenen Ablöfungs- Renten. 4) Vom Abg. Scholtz (Meſeritz): 
„Die Renten⸗Entſchädigungs-Beiträge für die durch die Geſetze vom 13. Mai 


1833 in den Städten der Provinz Poſen aufgehobenen gew i 
ſönlichen Abgaben, werden ebenfalls ee armenia und Fr 


Bauer (Krotoſchin): Die Juden in Poſen haben große Privilegien, wir 
man ſagt, mein Amendement betrifft dieſe. Sie müſſen in Krotoſchin die Schöpfe 
kaufen, von denen fie nur die Vorderviertel brauchen können, auch die Feld⸗ 
ſteine müſſen ſie theurer kaufen, als die Chriſten. Solchen Uebelſtänden iſt 
abzuhelfen. — Tamnau für den Abtheilungsbericht: Nur Kategorien, nicht 
Namen der Abgeordneten ſind zu nennen, deshalb bin ich gegen alle Amendements. 

Pilet bezeichnet die Gegenſtände der Amendements von Scholz und Bauer 
als dem gegenwärtigen Geſetz völlig fremd. Ueber Abgaben gewerblicher Na⸗ 
tur iſt von der Regierung eine beſondere umfaſſende Vorlage verſprochen. Die 
bercits in Renten verwandelte Abgaben gehören in §. 4, welcher das generelle 
Prinzip für den Wegfall ſolcher Renten feſtſtellt. — Bei der hierauf erfolgenden 
Abſtimmung ziehen Scholz und Bauer ihre Amendements bis zu §, 4 zurück, 
Nr. 8. wird faſt einſtimmig angenommen, hingegen das Amendement von 
Friedrich und Nenſtiel verworfen. 

Einem ſchleunigen Antrage von Berends iſt von der Prioritäts⸗Com⸗ 
miffton der Vorrang zuerkannt. Er geht dahin, daß die Verſammlung das 
Miniſterium erſuchen wolle, daß die Verfügung der Entlaſſung der Arbeiter 
au Shen Köpenicker Felde ſuspendirt werde. Der Antragfteller begründet die 

ringlichkeit. f 5 

Tamnau und Kirchmann gegen, Temme, Pinoff und Jung 
für die Dringlichkeit. v. Meuſebach proteſtirt gegen Drohungen, wie fe der 
Abg. Temme ſtatt der Motive vorbringe. Dies verurſacht ſtürmiſche Unter⸗ 
brechungen. 

Walter: Die Arbeiter haben keinen geſetzlichen Anſpruch; es ſpricht für 
ſte nur die Billigkeit. Tritt ein Conflikt zwiſchen Recht und Menſchlichkeit ein, 
ſo iſt man immer in Gefahr, ſich auf die letztere Seite zu neigen. Aber doch 
muß bei den Arbeitern die öffentliche Disziplin gehandhabt werden. Uebrigens 
ſpricht die Bekanntmachung auch nur von einer Ahndung, nicht von Strafe. 
(Unterbrechung links.) Ich bin dafür, daß die Maßregel ihren Gang behalte 
(Beifall rechts). Doch ich will noch einige Worte des Gemüths beifügen. Ich 
habe öfter Geſpräche mit hieſigen Arbeitern gehabt. Sie ſagaz € bon der 
Linken find unfere Freunde! Ich beneide Sie (zur Linen) daß fie dies Ver⸗ 
trauen haben. Doch glaube ih, daß meine Spmpatbien für die Arbeiter dies 
ſelben find; die Frage iſt nur, wie man fie e An Ihrer Stelle würde 
ich den Arbeitern ſagen, daß jeder Stand ft 1 af hal, daß fie am Meisten 
durch Fleiß, Mäßigkeit und Sparſamkeit 19 ſelbſt helfen müſſen, daß die Re⸗ 
gierung Anſpruch auf ihre Dankbarkeit hat, daß die allgemeine Wohlthätigkeit 
überdies das Nöthige beitragen wird. Alles Uebrige iſt vom Uebel. (Bei⸗ 
fall rechts.) . 4 { 

Man kommt zur Abſtimmung über die Dringlichkeit des Antrages von 
Berends. Es wird namentlich abgeſtimmt und die Dringlichkeit mit 198 
gegen 128 Stimmen verworfen; 76 fehlten. Für die Dringlichkeit ſtimmten 
die Linke und einige Mitglieder des linken Centrums. 

Die Sitzung wird um 2 Uhr geſchloffen. Nächſte Sitzung Montag den 
23. Okt., früh 9 Uhr. Die Verathung des Verfaſſungsentwurfes wird fortgeſezt. 
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M249. 


Inland. 
in den 28. Oktober. „Nachſicht iſt ſtets die Mutter neuer 

W De rin Bang ſchön, geliebt, doch ſtcherer iſt es, gefürchtet zu wer⸗ 
den; denn es ifi eine traurige Wahrheit: die Furcht iſt eigentlich das Band, 
welches die menſchliche Geſellſchaft zufammenyält. Was nützte es auch, wollte 
man edel ſein gegen jene Horden.“ — Welche Lehren! Aus welchem Schlupf⸗ 
winkel fiareer, unverſöhnlicher, ſchimpflicher Reaction tönen jene verrätheri⸗ 
ſchen Worte? Iſt es ein Gedenkblatt Metternich's in Eichhorn's Stammbuch? 
Wel gefehlt! Der Geiſt, den ich citire, al 
Tempels, in welchem der Völkerfreiheit und der Demokratie am eiftigfien ge⸗ 
opfert wird und feine goldenen Worte find in der „Reform“ zu leſen. Zwar 


find’s nur gute Rathſchläge an die Wiener, nach dem Sieg in spe mit Jel⸗ 
lachich und ſeinen Slaven 


verfahren, den etwa | 
geubt, aber zuverläſſig wird die Reform und ihre Anhänger um der lieben 
Conſequenz willen von fo kategociſch hingeſtellten Grundſätzen in anderen Fäl⸗ 


kommen, 
über uns erſcheinen, mit Schwert und Guillotine „das eigentliche Vand, das 


raſcht. Nach den Ermordung 


den Strick⸗Demonſtrattonen vor dem Concert⸗Saal, nach der praktiſchen 
Anwendung kann nur ä ; 5 5 


Faſſung geſetzt werden. Wir haben es auch längſt gewußt, daß die republika⸗ 
niſchen Despoten bei den monarchiſchen 2 Fr hi gegangen 
un an Härte und — Frechheit überlegen zu ſein 
Daß jedoch die Radicalen ſich bereits ſo ſicher fühlen, um jetzt 
das ſchien uns ent⸗ 


Parla⸗ 
Das Amendement Auerswald und Geßler iſt verworfen. 
Breslau, den 22. Okt. Heute Nachmittag iſt die Wiener Poſt vom 20. 
d. angekommen. Die mit derſelben eingetroffenen Nachrichten beſtätigen den Rück⸗ 
zug der Ungarn, der im Ungariſchen Repräſentantenhauſe zu Peſth in Anweſenheit 
Koſſuths beſchloſſen wurde. Aus den Verhandlungen des Wiener Reichstages 
geht zugleich hervor, daß von Seiten der Ungariſchen Regierung erklärt worden 
iſt, fie könnten und wollten gegen den Kaiſer keinen Krieg führen, und daß die— 
ſelbe Regierung in Olmüͤt eine friedliche Ausgleichung nachſucht. Die Reichscom⸗ 
miſſaire find über Wien, das bereits gänzlich cernirt iſt, nach Olmütz gereiſt. 


rankfurt a. M., den 18. Okt. (O. P. A. 3. Wlle Sitzung der 
verfaſſunggebenden an 8 Ur Wertattags Ser Mice- präftdent Sim⸗ 
ſon eröffnet die Sitzun um 9, Uhr Vormittags. Der ee verlieſt eine 
Anzeige über den nächſtens in Frankfurt abzuhaltenden Volks- chullehrer⸗Kon⸗ 
greß, verbunden mit der Einladung an die National⸗Verſammlung, den Siz⸗ 
zungen beizuwohnen, welche mit der Berathung über Arlikel IV. der Grund⸗ 


Verhandlung über dieſen Gegenſtand geſchritten. 


ie Worte „auf Grund der „auf Grund des Nachweiſes 


Plathner ſpricht gegen dieſe Veränderung, 


dringlichen Antrag: Die National⸗Verſammlung beſchließt, das Reichsminiſte— 
bei den gegenwärtigen Zuständen in Oeſterreich alle Deuts 
dan Jutereſſen in Schutz zu nehmen, dieſelben kräftig zu wahren und alle Mit- 
0 1 22 zu verwenden; ferner Sorge zu tragen, daß alle Oeſterreichiſch-Deut⸗ 
chen kuppen in Oeſte reich nur den geſetzlichen und verantwortlichen Behörden, 
dem Oeſtetreichiſchen Reichstage und dem conſtituttonellen Ministerium zur Ver⸗ 

unt die Ausführung dieſes Beſchluſſes den nach Wien ab⸗ 


mn Begutachtung des Venedeyſchen Antrags wird 
tonf Derſelben Commiſſton wird eine 
der Bauus J. Deutschen Vereins in Defterreic) des 


gegen Wien 


ſtand leiſten laſſen. Ueber Das Reichs⸗Miniſterium den N 
ſchreitet die Versammlung fo n Gegenſtand der heutigen Tagesordnung 


) Daſſelbe 1 volkswirth⸗ 
ihnen bei der Watte g vis eher des Großherzogthums Poſen werden die 
eingeräumten beſonderen Aechte gewährlelger dens Poſen mit dem Preußiſchen Staat 
Urkunde zu erlaſſendes organifches . wird > gleichzeitig mit dieſer Verfaſſungs⸗ 


mendement iß mit 177 gegen 174 Stimmen angehen. map Be e 


Beilage zur Poſener Zeitung. 


Venedey ſtellt folgenden 


den 25. Oktober 1848. 


aftlichen Ausſchuſſes: „Hohe Nationalverſammlung wolle über die Geſuche 
1 1 der e e te. zu Stettin, Stolp und Wismar zur mo- 
tivirten Tagesordnung übergehen“, ohne Diskuſſton annimmt. Den zweiten 
Gegenſtand der Tagesordnung bildet die Berathung über den Bericht des Pri⸗ 
oritäts⸗Ausſchuſſes, den Antrag des Abgeordneten Bresgen betreffend. Diefer 
Antrag lautet: Die Nalionalverſammlung mögt beſchließen: „Jeder Abgeord⸗ 
nete zur Deutſchen Nationalverſammlung, welcher in einem der Einzelſtaaten 
Deutſchlands ein beſoldetes Staatsamt, oder, wenn er Staatsbeamter iſt, ein 
mit höherer Beſoldung verbundenes Staatsamt annimmt, verliert damit die 
Eigenſchaft eines Abgeordneten. Es findet im betreffenden Wahlbezirke Ans 
verweilt eine neue Wahl ſtatt. Der ausgeſchiedene Abgeordnete iſt wieder wähl⸗ 
bar. Vis zum Eintritte des neu gewählten Abgeordneten in die Nationalver⸗ 
ſammlung nimmt der Stellvertreter des Ausgeſchiedenen in derſelben Platz“ 
Hiernach empfiehlt der Ausſchuß folgenden Geſetzentwurf zur Annahme: „Jeder 
Abgeordnete zur Nationalverfamulung, welcher nach dem Zeitpunkte ſeiner 
Wahl ein beſoldetes Staatsamt oder eine Amtsbeförderung im Deutſchen Reiche 
oder in einem einzelnen Staate des Reiches annimmt, muß ſich einer neuen 
Wahl unterwerfen, und er ſcheidet aus, infofern er nicht wieder gewählt wird.“ 
Rösler aus Oels erklärt ſich für den Ausſchuß antrag unter der Bedingung, 
daß die Stellung der Bevollmächtigten bei der Centralgewalt gründlicher be⸗ 
zeichnet werde; denn wenn aus der Zahl dieſer Bevollmächtigten ein Staaten⸗ 
haus entſtehe, ſo könne ein Bevollmächtigter doch nicht zu gleicher Zeit Mit⸗ 
glied des Volkshauſes und des Staatenhauſes ſein. Aus dieſem Grunde möge 
die Nationalverſammlung beſchließen, daß die Stellung eines Bevollmächtigten 
zur Centralgewalt mit der Stellung eines Abgeordneten unvereinbar ſei. Kolb 
beantragt, daß auch diejenigen Abgeordneten einer neuen Wahl ſich unterziehen 
ſollen, welche ſeit ihrer Erwählung ſchon angeſtellt oder befördert worden ſind. 
Der Schluß der Debatte wird angenommen und der Biedermannſche An⸗ 
trag, „die National-Verſammlung wolle über den Gefeg-Entwurf zur Tages⸗ 
ordnung übergehen“, unter der von Kolb und Rösler beantragten namentlichen 
Abſtimmung mit 217 gegen 156 Stimmen zum Beſchluß erhoben. Bei der Be⸗ 
rathung über den Bericht des Geſchäftsordnungs⸗Ausſchuſſes, 7 
des §. 41. der Geſchäftsordnung anlangend, ſprechen Edel für und Grävel! 
gegen den Ausſchuß⸗Antrag, 
ſchluß gefaßt wird. 


er gültig ſein ſoll, mit der eigenhändigen 
muß, wenn a0 Wohnorts verſehen 
an der Abſtimmung iſt perſönliche Anweſenheit erforderlich. 


Hart namentlicher Abſtimmung nach 8, 
den wird.” lleber den Bericht des 


Die 
welcher dahin lau⸗ 


München, den 18. Okt. Vorgeſtern Katzenmuſiken — heute faſt 3 Stun⸗ 
den lang die abſcheulichſten Exceſſe. Die am 16. Oktober eingetretene Erhohung 
des Bierſatzes um 3 Kreuzer macht, wie immer, böſes Blut. Geſtern Vormittag 
lief bereits durch Aller Leute Mund: „am Abend haben wir Bierkrawall!“ Es 
war leicht vorauszuſagen, denn ſeit 1844 büßten jedesmal die Thüren und Fen⸗ 
ſter der Brauer für die von der Regierung feftgefegte Tarerhöhung. Durch Mauer⸗ 
Anschläge machten zwar die Brauer bekaunt, daß ſie „im Intereſſe der öffentlichen 


Ruhe“ das Bier um den früheren niedrigeren Preis auch fortan ſchenken würden; 
aber umſonſt: 


Es iſt Sonntag; da wüthet die See 
Und will ihr Dpfer haben. 


Gegen 8 Uhr Abends begannen die Exeeſſe ganz in der Nähe der Polizeidirektion. 
Militair rückte aus: bei feiner Annäherung laufen die Tumultuanten auseinander, 
um in einer andern Straße bald darauf ihre Exeeſſe fortzuſetzen. Bis das Mili⸗ 
tar eintraf, war das Werk der Zerſtörung ſchon vollendet. Nur an einigen Orten 
kam es zum Zuſammenſtoß zwiſchen den Tumultuanten und der bewaffneten Macht, 
wobei Verwundungen vorfielen, und zahlreiche Arreſtationen vorgenommen wur⸗ 
den. Leider haben auch einige Soldaten und Mitglieder der Bürgerwehr im Hand⸗ 
gemenge und durch Steinwürfe Verletzungen erlitten. 

Nachſchrift. (Vormittags 10 Uhr.) Die Ereeſſe erneuen ſich ſo eben. Dies⸗ 
mal ſind es Soldaten, welche von einem Brauhauſe zum andern ziehen, und in 
jenen, wo man das Bier nicht noch um einen halben Kreuzer wohlfeiler, als die 
bisher beſtandene Tare war, ausſchenken will, Tiſche, Stühle, Baͤnke, Glaͤſer und 
Fenſter, mit einem Worte alles Zerſlötbare zertrümmern. Es ſcheint ein förmlicher 
Operationsplan in den Cafernen — namentlich in jener des 3 Bataillone ſtarken 
Regiments Kronprinz — entworfen worden zu fein; denn auf der Straße hört 
man, wenn man au den tumultuirenden Soldatenhaufen vorüberkommt, außer dem 
Rufe: „Heute wollen wir den Bierſatz machen“, laute Anweiſungen ertheilen, wie 
z. B.: „So, ihr geht jetzt in dieſe Straße! Die Compagnie fo und ſo iſt ſchon in 
jener Straße!“ Bis fetzt wird von feiner Seite dem geſetzloſen Treiben geſteuert; 
ja ich ſah ſogar ſo eben zwei Gensd'armen mit gekreuzten Armen einem ſolchen 
Akte des Vandalismus als ruhige Zuſchauer anwohnen. 


Wien, den 17. Okt. Die Situation der Aula und des Reichstages ſchildert 
in der „Allg. Ztg.“ ein Augenzeuge folgender Maßen: „O, die Wiener Anarchie 
hat etwas Kindliches und zugleich etwas Deutſches, etwas Blanäugiges, Schwär- 
meriſches, das uns wohlthun muß, mitten in dem Schmerze, mit dem ſie uns 
erfüllt. Seht dort unter den Vorhallen der Univerſität die kuͤhnen ſteiermärkiſchen 
Knaben um ein Wachtfeuer gelagert — welch ein Bild, und wer ſollte da — trotz 
alledem und alledem — nicht an den Völker⸗Morgen Oeſterreichs glauben! Wie 
ſpringen ſie auf, um uns die Hand zu reichen, da wir mit einem wackeren Poeten 
vom Schwarzwalde eintreten, der ſich ſo gern mit ihnen unterhält! Und wer die 
Grätzer geſehen hätte, wie fie, heute Nacht um drei Uhr ankommend, ſich bier vor 
der Univerſität aufſtellten, um ihr, wie fie fagen, ihren „Servus“ zu machen! 
Wir treten in das Innere des Univerfitätsgebäudes ein, obgleich man Anfangs 
Schwierigkeiten macht, da nur Bewaffnete Zutritt haben ſollen — mit welchen 
Gefühlen ſehen wir dort den Arbeiter durch die hohe Senſe in den Hallen der 
Wiſſenſchaft ſich Bahn brechen! Ein gefangener ungarifcher Miniſter geht im 
Vorſaale ſpazieren und grüßt ehrerbietig jeden Eintretenden. Eine abenteuerlich 
gekleidete Perſon wird als angeblicher Spion vor das Studenten, Gomite gebracht. 
Das Weib ſpricht alle moglichen Sprachen, unter andern auch Deutſch, dennoch 
bedient fie ſich noch zum Ueberfluſſe der Zeichenſprache, als fürchte fie, in keiner 
verſtanden zu werden. Noch iſt die Unterſuchung gegen ſie nicht geendet, da langt 
die Nachricht an, daß gegen Abend drei Spione in die Thore kommen werden, 
ein blondhaariger, ein ſchwarzer und ein rother, alle drei als Mönche. Den 
Rothen bringt man eben ſchon gefangen, als wir die Univerſität verlaſſen. 

Wien, den 20. Okt. [Sitzung des conftit. Reichstages vom 19. Okt.] 
Vorſitzender: Präſident Smolka. Auf der Miniſterbank: Niemand. Zeit 
punkt der Eröffnung: 24 Uhr. Die Zahl der bei der Eröffnung anweſenden Depu⸗ 
tirten 163. Eine ſpätere Zählung ergab die Zahl 183. Da dieſem nach das Haus 
der Geſchaͤftsordnung nach nicht beſchlußfaͤhig war, wurde der Berichterſtatter 
des permanenten Ausſchuſſes aufgefordert den Schluß des Berichtes vorzu⸗ 
tragen. — Schuſelka: Hente iſt die Bevölkerung Wiens durch ein Plakat wies 
der in Hoffnung verſetzt in Hinſicht auf die Ungarn. Wir halten es für unſere 
Pflicht, offen zu ſein. Das Plakat ſagt, daß die Ungarn bereit ſeien, zu Hülfe 
zu kommen, wenn ſie von einer legalen Behörde aufgefordert werden. Nun giebt 
es aber in Wien keine legale Behörde, die ein Heer, das einem fremden Miniſte⸗ 
ſterium unterſteht, zu Hülſe rufen könnte. Der Reichstag hat die Conſtitution 
zu arbeiten und nicht mit dem Kaiſer Krieg zu führen. Pulßky hat ſelbſt 
erklärt, daß die Ungarn nicht gegen den Kaiſer Krieg führen 
wollen und können. Weder Reichstag, noch der Gemeinderath 
iſt dazu legal, die Ungarn aufzufordern, her zukommen, und 
eine Schlacht zu liefern. In der Ungariſchen Adreſſe kommt auch nicht vor, 
daß wir die Armee zu kommen auffordern ſollen. Es heißt, daß ſie ihr den Befehl 
geben, Jellachich zu verfolgen, wohin er ſich wenden möge. Wir haben alles gethan, 
was wir thun konuten, daß wir die Adreſſe vorlaſen und mit Acclamation aufnahmen. 
Aber auffordern können wir ſie nicht. Das Gerücht geht ohnedies, daß 
die Ungarn in Olmütz um friedliche Ausgleichung anſuchen. 
Daher muß der Ausſchuß alles thun, um keine ſanguiniſchen Hoffnungen beim 
Volke zu nähren. Wir haben dem Ban offen unſere Meinung ausgeſprochen, daß 
wir die Ungarn nicht hinausdekretiren können, wir erklären eben ſo offen, daß wir 
jetzt nicht fie Hereinrufen können. Sonſt werden die Conflikte vermehrt, Bürger- 


Del Gebrüder Scherk in Poſen iſt zu haben: 


krieg überall entzündet und der Sturz des Staatsweſens wäre unvermeidlich. 
Mittlerweile wird die Sitzung beſchlußfahig, indem die Zahl der Anweſenden 193 
erreicht. Um 54 wurde die Sitzung unterbrochen, um 6 Uhr fortgefegt. Die Zahl 
der anweſenden Deputirten 182 ſteigert ſich im Verlauf der Sitzung auf 192. 
Nach einer kurzen Debatte wird die Sitzung um 40 Uhr unterbrochen. 

Wien, den 20. Okt. Wien iſt von dem heutigen Tage an förmlich eernirtz 
von allen Seiten iſt die Zufuhr abgeſchnitten, ohne daß von irgend einer Provinz 
eine nachdrückliche Hülfe geboten würde. Wien iſt in dieſem Augenblick 
ganz ſich ſelbſtüberlaſſen, und doch iſt daſelbſt noch keine Spur von Ent⸗ 
muthigung zu finden. Es herrſcht uur eine Spannung, mit welcher man dem Aus⸗ 
gange dieſer Wirren entgegenſieht. Man ſpricht von einer Proklamation, in wel⸗ 
cher den Wienern von dem Kaiſer die Bedingungen des Friedens vorgezeichnet wer⸗ 
den; man will wiſſen, daß zu dieſen Bedingungen Beſchränkung der Preſſe und 
Auflöſung der akad. Legion gehören. Deputationen auf Deputationen gehen nach 
Olmütz. Auch der Gemeinderath hat aus ſeiner Mitte eine Deputation mit einer 
Adreſſe abgeſchickt, in welcher das Verlangen ausgeſprochen wird, daß 1) Jella⸗ 
chich und Windiſchgrätz abziehen, 2) die Truppen von Auersperg mit Ausnahme 
von Naſſau Infanterie und Wrbna Kavallerie als Garniſon die Wiener Kafernen 
beziehen, 3) die Nationalgarde organiſirt werde, mit Beibehaltung der mobilen 
Corps, 4) der Kaiſer zurückkehre und ein volksthümliches Miniſterium einſetze. Die⸗ 
ſer Deputation folgte eine andere, aus „Nationalgarden“ und „Legionären“ be⸗ 
ſtehend, um ſich mit ihr zu vereinigen. Man will alle legalen Schritte gethan 
haben, bevor es zum blutigen Kampfe kommen ſoll. — Eine von Windiſchgrätz 
erlaſſene telegraphiſche Depeſche an das Kommando zu Prerau enthält den Be⸗ 
fehl, daß mit allen ankommenden Nationalgarden in derſelben Weiſe zu verfah⸗ 
ren ſei, wie mit denen von Bielitz, daß namlich der Führer wie der Fürſt Sul⸗ 
kowski nach Olmütz gebracht werde und daß man die Anderen ohne Waffen in ihre 
Heimath gehen laſſe. — Die Nordbahn bei Gänſerudorf ißt von dem 
Militairdemolirt worden, um die Zufuhr aus Ungarn nach Wien 
unmöglich zu machen, wodurch die Kommunikation mit Norddeutſchlaud bedeu⸗ 
tend erſchwert iſt. — Die hierher geſandten Reichskommiſſäre Welcker und 
Mosle haben ſich hier gar nicht aufgehalten, ſondern find ſogleich nach Olmütz 
abgereiſt. — Das Regiment Baden, aus Oberöſterreichern beſtehend, welches ges 
gen Wien beordert war, hat auf halbem Wege mit ſammt feinen Offizieren rechts⸗ 
um gemacht, indem es erklärte, daß es wohl bereit ſei für Wien, aber nicht ge⸗ 
gen daſſelbe zu kämpfen. General Hammerſtein ſoll mit 10,000 M. 
K. K. Militairs von Galizien aus in Ungarn eingefallen ſein. 


Poſen, den 24. E00») heute find als an der Cholera 

erkrankt angemeldet 19 Perſonen, geſtorben 10. g 
Marktberichte. Poſen, den 23. Oktober. a 

(Der Schſl. zu 16 Mg; Preuß.) ur 

Weizen 1 Rthlr. 25 Sgr. 7 Pf., auch 2 Rihlt. 3 Sgr. 4 Pf.; Roggen 

— Rtlr. 27 Sgr. 9 Pf., auch 1 Rthlr. 2 Sgr. 3 Pf.; Gerſte 26 Sgr. 8 Pf. auch 

1 Rilr. 1 Sgr. 1 Pf.; Haſer 16 Sgr. — Pf., auch 17 Sgr. 9 Pf.; Buchweizen 

1 Rthlr. 1 Sgr. 1 Pf., auch 1 Nilr. 5 Sgr. 7 Pf.; Erbſen 1 Rtlr. 1 Sgr. 1 Pf., 

auch 1 Rilr. 5 Sgr. 7 Pf.; Kartoffeln 8 Sgr. — Pf., auch 9 Sgr. — Pf.; 

Deu zu 110 Pfd. 17 Sgr. 6 pf. auch 20 Sgr.; Stroh, das Schock 3 Nihlr. 15 

er 1 7 4 Nil. — Sgr.; Butter das Faß zu 8 Pfd. 1 Rilr. 20. Sgr., auch 1 

Rilr. gr. 2 


ven Mittelgebäude und einem Badchaufe, Stallge⸗ Mein Grundſtück Fischerei No. 17/85. in Poſen, 


Plan von Wien und Umgegend. Preis 21 Sgr. 

f Warnung. 

So erfreulich es auch iſt, daß die Bevölkerung 
Polens, der großen Mehrzahl nach, die Furcht vor 
der jetzt hier herrſchenden Epidemie, die noch täglich 
Opfer fordert, von ſich verbannt, und obgleich die 
Krankheit bereits an Ausbreitung und Bösartigkeit 
bedeutend abgenommen hat, ſo hält ſich die Sani⸗ 
täts⸗Commiſſion dennoch für verpflichtet, noch einige 
Worte der wohlgemeinten Warnung an ihre Mit⸗ 
bürger zu richten. 

Die hiesigen Aerzte haben die Erfahrung gemacht, 
daß Viele ihr Erkranken an der Cholera und ihre 
Rettungsloſigkelt dadurch ſelbſt verſchuldet haben, daß 
fie den Durchfall, welcher ſehr oft der Cholera vor⸗ 
angeht, unbeachtet ließen oder mit ſchädlichen Haus⸗ 
mitteln zu unterdrücken ſuchten, und ärztliche Hülfe 
erſt dann in Anspruch nahmen, als es ſchon zu ſpät 
war. — Die Sanitäts⸗Commiſſton ermahnt das 
Publikum, ſich nicht einer ſolchen allzugroßen Sorg⸗ 
loſigkeit hinzugeben, ſondern bei dem erſten Eintre⸗ 
ten eines Durchfalls ohne alles Zögern den Rath 
eines Arztes einzuholen und ſtreng zu befolgen, da 
durch eine ſolche Vorſicht allein der Ausbruch der 
Cholera ſicher verhütet werden kann. 

Poſen, den 24. Oktober 1848. 

Die Sanitäls⸗Commiſſion. 

ö Nothwendiger Verkauf. 

Land⸗ und Stadtgericht zu Koſt en den 13. 
0 Oktober 1848. N 

Das den Eduard und Emilie Wilhelmine 
Adelheide Blodauſchen Eheleuten zu Kuſchen 
sub No. 37. gehörige Erbzinsgrundſtück, beſtehend 
aus einem maffiven zweiſtöckigen Wohnhauſe, einem 
maſſtven Hinterhauſe inch, Stallung, einem maſſi⸗ 


bäude nebſt Wagenremiſe, ſo wie 5 Morgen 96 
[ERuthen Land, abgeſchätzt auf 5351 Rthlr. 18 
fgr. 74 pf. zufolge der nebſt Hypothekenſchein in der 
Regiſtralur einzufehenden Taxe, ſoll am 12. Mai 
1849, Vormittags 11 Uhr an ordentlicher Gerichts⸗ 
ſtelle ſubhaſtirt werden. un 

Der -— Aufenthalte nach unbekannte Gläubiger, 
Gutsbeſitzer Blodau wird hierzu öffentlich vor⸗ 
geladen. 


Lotterie 1 
Die Ziehung der IV. Klaſſe 98ſter Lotterie beginnt 
am 2ten November. Ich fordere meine geehrten 
Spieler auf, die Erneuerung ihrer Looſe bis dahin 
zu bewirken. 
Kauflooſe zu dieſer Klaſſe ſind vorhanden. 
Bielefeld, Lotterie⸗Einnehmer. 
Die berühmten bis jetzt einzig und allein Königl. 
reuß. und Königl. Sächſ. conceſſionirten verbefs 
erten galvano⸗electriſchen Rheumatismus: Ketten, 
o wie die unübertrefflichen Rheumatismus- Ableiter 


als ſicheres a gegen die 
Cholera 


ſind wieder vorräthig bei C. F. Binder in Poſen 
a Markt Nr. 82. 


222244 „„%„„„%6bꝗ 5 
Regenschirme werden neu angefertigt 


7 
7 

3 A. Apolant, 
Jad rep t ere Markt sz 


NB. Ein Knabe rechtlicher Eltern kann 
sofort bei mir in die Lehre treten. 
ETH 
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Schönen Reis verkauft für 4 Silbergroschen das 
Pfund S. Marcuſe, Breiteſtraße No. 19. 


in welchem feit mehr als 50 Jahren die Bäckerei bes 
trieben wird, ſoll ſofort verkauft oder verpachtet 
werden. Wittwe Balde. 


Große Remiſen bis ins dritte Stockwerk, mit einer 
praktiſchen Winde verſehen, welche ſich zu Allem eig⸗ 
nen, find zu vermiethen bei S. Marcufe, Breite» 
ſtraße No. 19. 


Pfundhefe iſt täglich friſch zu haben 
bei Iſidor Appel Jun., 
Waſſerſtraße 26, 
Zum Mittagtiſch im Abonnement pro Monat 74 


Rthlr. ladet ergebenſt ein a 
Klingenburg, Bresl.⸗Str. Ne. 37. 


Donnerſtag den 26ſten d. Wts. Abends ſriſche 
Wurſt, Grün⸗ und Sauerkohl, wozu ergebenſt ein⸗ 
ladet L. Günther, Müllermeiſter, 

in der Hoffmaunſchen Mühle No. 38. St. Adalbert. 

Poſen, den 24. Oktober 1848. un 120 


. 1 ̃ ̃ͤ 1 ʃͤ—L—v . —- 
Ich mache einem hieſigen Pubtikum bekannt, daß 
Niemand meiner Frau,, Joſepha gebornen To⸗ 
maſzewska, etwas borge, indem ich dafür nicht 
auffomme. Poſen, den 22. Oktober 1848. ie 
Bakowski, Zimmerpolier. 


Warum wird der Spirituspreis in der hieſthen 
Zeitung immer faſt um 1 Nthlr. böber angegeben. 
— er wirklich gekauft wo Die Behörden werden 

arauf auſmerkſam gemacht. 
1 0 mes Mehrere Kaufleute. 


